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Schriftlicher Bericht 


des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Güterkraftverkehrsgesetzes 


— aus Drucksache V/2494 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) 


i. 

Der Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände- 
rung des Güterkraftverkehrsgesetzes wurde als Teil 
des Verkehrspolitischen Programms der Bundesregie- 
rung für die Jahre 1968 bis 1972 — aus Drucksache 
V/2494 — zusammen mit den Anträgen der Fraktion 
der CDU/CSU betr. verkehrspolitische Vorschläge 
— Drucksache V/2524 Teil VIII ^ — in der 155. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 13. Februar 1968 an 
den Verkehrsausschuß federführend, an den Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mitbe- 
ratend und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Verkehrsausschuß hat vor Aufnahme seiner 
Beratungen in öffentlichen Sitzungen am 26. und 28. 
März 1968 Sachverständige aus dem Bereich der 
Wirtschaft, insbesondere des Güterfernverkehrs, 
der Spedition und Lagerei sowie des Güternahver- 
kehrs gehört. Er hat den Entwurf in mehreren Sit- 
zungen beraten. 

II. 

Die Regierungsvorlage verfolgt eine Reihe von 
Zielen: 

1. Den Verkehrsfluß und die Verkehrssicherheit zu 
erhöhen. 

2. Die Verkehrsbedienung im Güterverkehr in der 
Fläche, insbesondere in den Gebieten zu verbes- 
sern, in denen die Eisenbahn ihr Verkehrsange- 
bot einschränkt oder die aus anderen Gründen 
der Förderung ihres Straßengüterverkehrs be- 
dürfen. 


3. Neuartige Verkehrsformen zu institutionalisie- 
ren, d. h. den kombinierten Verkehr in Form 
von Huckepack- und Behälterverkehr zu ordnen 
und zu fördern. 

4. Den im Gesetz .bisher nicht behandelten, aber 
inzwischen verkehrspolitisch wichtig gewordenen 
Stafettenverkehr zu regeln. 

5. Eine Klarstellung des Werkverkehrsbegriffs her- 
beizuführen. 

6. Die Beförderungsentgelte im Güternahverkehr 
marktgerecht zu gestalten. 

Die Bundesregierung wollte ursprünglich das er- 
ste Ziel, nämlich den Verkehrsfluß und die Ver- 
kehrssicherheit zu erhöhen sowie den Wettbewerb 
zwischen Schiene und Straße im Fernverkehr zu ent- 
schärfen, zunächst durch ein im Güterkraftverkehrs- 
gesetz ausgesprochenes Verbot der Beförderung be- 
stimmter Massengüter erreichen. In einer Koali- 
tionsabsprache zwischen den Fraktionen der CDU/ 
CSU und der SPD vom 26. Juni 1968 ist das Beför- 
derungsverbot aufgegeben worden. Das Ziel, den 
Verkehrsfluß und die Verkehrssicherheit zu erhöhen, 
blieb aber auch in der Koalitionsabsprache erhalten. 
Dieses Ziel soll jedoch nunmehr durch marktkonfor- 
me Mittel erreicht werden. Anstelle der im Regie- 
rungsentwurf vorgesehenen Verbotsliste für be- 
stimmte Güter im Fernverkehr sind zum Zwecke der 
Umlenkung von Güterverkehr von der Straße auf 
die Schiene Bundeszuwendungen in Höhe von 250 
Mio DM jährlich zur Förderung des kombinierten 
Verkehrs und des Gleisanschlußverkehrs getreten. 
Der Ausschuß beschloß deshalb die Streichung der 
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Vorschriften, die durch den Fortfall des Beförde- 
rungsverbotes gegenstandslos geworden waren. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die im Ver- 
kehrspolitischen Programm der Bundesregierung 
(vgl. Drucksache V/2494) angedeutete flexiblere 
Gestaltung der Kapazitätsregelung im gewerblichen 
Güterfernverkehr nicht durch Rechtsverordnung, 
sondern im Güterkraftverkehrsgesetz selbst gere- 
gelt werden sollte. Ferner hat der Ausschuß die Re- 
gierungsvorlage entsprechend den Forderungen der 
Küstenländer auf Einführung von Sondervereinba- 
rungen im Ein- und Ausfuhrverkehr über die deut- 
schen Seehäfen ergänzt. Eine Ergänzung hält der 
Ausschuß außerdem für erforderlich auf dem Gebiet 
der Vermittlung von Laderaum und Ladegut. Schließ- 
lich ist der Ausschuß der Meinung, daß im Bereich 
des Güternahverkehrs die persönlichen Vorausset- 
zungen für die Zulassung zum B'eruf des Güternah- 
verkehrsunternehmers erweitert werden müssen um 
die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens. 

Der mitbeteiligte Ausschuß hat sich dem Bera- 
tungsergebnis des federführenden Ausschusses an- 
geschlossen. 


III. 

Im einzelnen hat der Ausschuß folgende Ände- 
rungen der Regierungsvorlage vorgesehen: 

Zu Artikel 1 

Zum Einleitungssatz 

Es handelt sich um eine Zitatberichtigung auf 
Grund der zwischenzeitlichen Änderung des Geset- 
zes durch das Einführungsgesetz zum Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten (EGOWiG). 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 2 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Begriffs- 
bestimmung des Güternahverkehrs bei Beförderun- 
gen mit bestimmten Sonderfahrzeugen erweitert 
werden soll. Die Güter müssen allerdings unmittel- 
bar anschließend mit der Eisenbahn befördert wer- 
den oder im unmittelbaren Anschluß an eine Beför- 
derung mit der Eisenbahn abbefördert werden. Fer- 
ner muß der Be- und Entladeort des Kraftfahrzeugs 
innerhalb der Nahzone des Ortes des Bahnhofs ge- 
legen sein. Dadurch wird verhindert, daß die Abbe- 
förderungen über lange Strecken erfolgen. 

Zu § 3 Abs. 2 

Die neue Formulierung stellt klarer heraus, daß 
Frachtführer der Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs ist, während die Eisenbahn oder der Schiff- 
fahrttreibende nur als Unterfrachtführer auftritt. 
Das Verhältnis zwischen Eisenbahn oder Schiffahrt- 
treibenden und Güterfernverkehrsunternehmer kann 
privatrechtlich ausgestaltet werden. 


Zu § 3 a 

Diese Bestimmung der Regierungsvorlage entfällt, 
weil das mit dem Beförderungsverbot angestrebte 
Ziel nunmehr durch marktkonforme Mittel, insbe- 
sondere durch jährliche Bundeszuwendungen in Hö- 
he von 250 Mio DM zur Förderung des kombinier- 
ten Verkehrs und des Gleisanschlußverkehrs, er- 
reicht werden soll. 

Zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 

Die Beförderung eines 'einzelnen beschädigten 
Fahrzeugs wird entsprechend einer Regelung der 
EWG von den Bestimmungen des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes freigestellt. Darunter fällt nicht nur 
das Abschleppen, sondern auch das „Aufbuckeln'L 

Zu § 6 a Abs. 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung, 
da der bisherige Absatz 3 in § 6 nunmehr Absatz 4 
wird. 

Zu § 8 Abs. 1 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf den neuen 
§ 3 Abs. 2 (Huckepackverkehr). 

Zu § 11 a 

Flexiblere Gestaltung der Kapazitätsregelung im 
gewerblichen Güterfernverkehr, um auf diese Weise 
die Wünsche der Verlader besser befriedigen zu 
können. 

Eine Umstellung auf Tonnagekonzession (Nutz- 
lastgenehmigung) wurde zurückgestellt, weil eine 
entsprechende, in Vorbereitung befindliche Rege- 
lung der EWG abzuwarten ist; den Unternehmern 
bleibt damit eine zweimalige Umstellung erspart. 

Zu § 13 a Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz 

Da es sich auch hier um Tarife handelt, muß eben- 
falls die Möglichkeit eines Tarifausgleichsverfah- 
rens vorgesehen werden. 

Zu § 14 Abs. 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine Druckfehlerberichtigung. 

Zu § 18 

Zusammenfassung der Stellungnahme des Bundes- 
rates und der Bundesregierung. 

Zu § 22 a 

Die Einfführung dieser Vorschrift entspricht den 
Forderungen der Küstenländer auf Einführung von 
Sonderabmachungen im Ein- und Ausfuhrverkehr 
über die deutschen Seehäfen. In eingehender Ver- 
handlungen haben sich die Küstenländer mit dem 
Bundesverband ides Deutschen Güterfernverkehrs 
über den Wortlaut dieser Neuregelung geeinigt 
und diese Textfassung dem Ausschuß zur Beschluß- 
fassung zugeleitet. Die Vorschrift trägt dem — auch 
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im erklärten Interesse der Küstenländer liegenden 
— Bestreben des Güterfernverkehrsgewerbes Rech- 
nung, den Anwendungsbereich der Sonderabma- 
chungen durch tarifliche Regelungen möglichst ein- 
zuschränken. 

Zu § 24 

Die Sonderabmachungen sind mit den vorgeschrie- 
benen Angaben von der Bundesanstalt für den Gü- 
terfernverkehr im Verkehrsblatt — Amtsblatt des 
Bundesministers für Verkehr — zu veröftfentlichen. 


Zu § 32 Abs. 2 und 3 

Mit dieser Bestimmung soll dem Vermittlerunwe- 
sen Einhalt geboten werden. Das Institut des Ver- 
mittlers ist dazu mißbraucht worden, unzulässige 
Frachtkürzungen vorzunehmen. 

Zu § 48 

Zu Absatz 1 Satz 2 Nr, 3 

Diese Bestimmung bedeutet eine Erleichterung 
der Voraussetzungen für die Zulassung des Werk- 
verkehrs zum Huckepackverkehr 

Zu Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 

Werkverkehr ist grundsätzlich nur mit eigenen 
oder auf Abzahlung gekauften Kraftfahrzeugen zu- 
lässig. Eine Ausnahme ist lediglich für die Dauer ei- 
nes kurzfristigen Ausfalls eines sonst im Werkver- 
kehr verwendeten Kraftfahrzeuges vorgesehen. Der 
Ausschuß war der Auffassung, daß diese Ausnahme 
schlechthin auf Lastkraftwagen ohne Anhänger mit 
einer zulässigen Nutzlast von weniger als 4000 kg 
ausgedehnt werden soll. 

Zu Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 

Diese Bestimmung dient der Verhinderung von 
Umgehungen; z. B,: Verkehrsunternehmer tarnen 
sich als Händler (sog. Nacht- und Nebelgeschwader 
im Bimsgebiet). Im übrigen ist diese Bestimmung an 
das entsprechede Recht der EWG angeglichen (vgl. 
Artikel 9 VO Nr. 11 der EWG). 

Zu Absatz 3 Satz 2 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf die neu 
hinzugetretene Regelung für Sonderfahrzeuge des 
Güternahverkehrs. 

Zu § 49 Abs, 1 Nr. 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ergänzung 
im Hinblick auf die neu eingefügte Nummer 5 in 
§ 48 Abs. 1 Satz 2. 

Zu § 51 Abs. 1 Satz 1 

Redaktionelle Ergänzung, da § 6 einen neuen Ab- 
satz 2 erhalten hat und der alte Absätz 2 nunmehr 
Absatz 3 geworden ist. 


Zu §52 

Die Monatsübersicht tritt an die Stelle des Fahr- 
tennachweisbuches. Sie entspricht gleichzeitig der 
nach dem Straßengüterverkehrsteuergesetz der steu- 
erlichen Ermittlung beizufügenden Übersicht und ist 
außerdem Unterlage für die statistische Erfassung 
der Beförderungsleistungen im Werkfernverkehr. 
Die Ablösung des Fahrtennachweisbuches durch die 
Monatsübersicht bedeutet für die Werkfernverkehr 
betreibenden Unternehmen eine wesentliche Erleich- 
terung. 

Zu §54 

Zu Absätzen 1 und 2 (neu) 

Der bisherige Absatz 1 ist durch die Novelle von 
1961, Absatz 4 durch das EGOWiG aufgehoben wor- 
den. Daher müssen die Absätze 2 und 3 jetzt Absätze 
1 und 2 werden. 

Wegen Wegfalls des Beförderungsverbots entfällt 
auch in § 54 die Nummer 2 (alt) der Regierungsvor- 
lage. 

Zu Absatz 1 Nr. 1 

Die Bundesanstalt hat nunmehr auch die Einhal- 
tung von Sonderabmachungen nach § 22 a zu über- 
wachen. 

Zu Absatz 3 (neu) 

In der Vergangenheit war es notwendig gewor- 
den, der Bundesanstalt bestimmte Kontrollfunktio- 
nen zu übertragen, insbesondere hinsichtlich aus- 
ländischer Kraftfahrzeuge (z. B. Höchstdauer der täg- 
lichen Lenkungszeit der ausländischen Kraftfahrer, 
Zustand von Containerfahrzeugen usw.). Es er- 
scheint notwendig, hierfür eine Rechtsgrundlage im 
Gesetz zu schaffen. 

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 3 

Der Ausschuß hat erhebliche rechtsstaatliche und 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Ein- 
schränkung des Grundrechts der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes), 
die in der Regierungsvorlage vorgesehen ist. Er 
konnte sich deshalb auch nicht der Stellungnahme 
des Bundesrates anschließen. 

Zu Absatz 3 (neu) 

Redaktionelle Berichtigung im Hinblick auf die 
Änderung im § 54 Abs. 1 und 2. 

Zu § 58 Abs. 1 Satz 1 

Die Vorlage der für die Tarifüberwachung erfor- 
derlichen Unterlagen muß sich auch auf die Sonder- 
abmachungen nach § 22 a erstrecken. Damit finden 
auf Sonderabmachungen ebenfalls die nach § 58 
Abs. 3 vom Bundesminister für Verkehr bestimm- 
ten Einzelheiten des Verfahrens bei der Tarifüber- 
wachung Anwendung. 
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Zu § 76 Abs. 1 Satz 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichti- 
gung. 

Zu § 81 

Die für den allgemeinen Güternahverkehr beste- 
henden Zulassungsvoraussetzungen werden in An- 
passung an die für den Güterfernverkehr geltende 
Regelung (§ 10 Abs. 1 Nr. 2) um das Merkmal der 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Betriebes erweitert. Es kann damit gerechnet 
werden, daß eine sachgemäße Prüfung der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen, für die eine Güternahverkehrserlaub- 
nis beantragt wird, zu einem Rückgang der unver- 
hältnismäßig hohen Fluktuation im Gewerbe führen 
wird. 

Zu § 83 Abs. 1 

Redaktionelle Änderungen auf Grund der Ände- 
rungen der §§ 8 und 18, 

Zu § 83 a 

Bei der Erteilung der Erlaubnis für Einzelfahrten 
in Notfällen kann auch auf die Prüfung der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit des 
Betriebes verzichtet werden. 

Zu § 84 b Abs. 3 

Auch der Bundesminister für Wirtschaft soll be- 
rechtigt sein, an den Sitzungen der Tarifkommissio- 
nen teilzunehmen oder sich vertreten zu lassen. 

Zu § 84 f Abs. 1 

Redaktionelle Änderung in Anpassung an § 20 a 
Abs. 2 des geltenden Rechts. 

Zu Absatz 3 

Die Fassung entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates. Nach Absatz 5 bedarf der Erlaß der vom 
Bundesminister für Verkehr festgesetzten Tarife 
einer Rechtsverordnung. Es ist deshalb entbehrlich, 
auch für die Festsetzung der Tarife die Form einer 
Rechtsverordnung vorzuschreiben. 

Zu § 84 g 

Wie bereits der Bundesrat festgestellt hat, kann 
die vorgesehene Subdelegation nur durch Rechts- 
verordnung erfolgen. 

Zu § 84 h 

Durch die Neufassung des § 32 würde die im 
Güternahverkehr wirtschaftlich notwendige Tätig- 
keit des Vermittlers und insbesondere auch die der 
Straßenverkehrsgenossenschaften stark einge- 
schränkt werden. 


Um dies zu verhindern, sollen die Bestimmungen 
über das Verbot einer prozentualen Provision und 
über den Ausschluß einer Vermittlungsprovision in 
Fällen, in denen der Vermittler bereits zur Beschaf- 
fung von Laderaum für einen Dritten tätig ist, im 
Güternahverkehr keine Anwendung finden. 

Zu § 85 Abs. 1 

Die jüngste Rechtsprechung zur bisherigen Fas- 
sung des § 85 Abs. 1 führte dazu, daß der Güternah- 
Verkehrsunternehmer die Haftung nicht einschrän- 
ken durfte, da die die Haftung regelnden Allge- 
meinen Beförderungsbedingungen für den gewerb- 
lichen Güternahverkehr mit Kraftfahrzeugen (AGNB) 
lediglich den Charakter von Geschäftsbedingungen, 
nicht von Rechtsnormen besitzen, daher also keine 
Beförderungsbedingungen im Sinne von § 26 sind. 

Den am Beförderungsvertrag Beteiligten wird für 
die Zeit, in der Beförderungsbedingungen für den 
Güternahverkehr als Rechtsnormen nicht festgesetzt 
sind, die rechtliche Möglichkeit gegeben, den Um- 
fang der Haftung zu vereinbaren. 

Zu § 87 

Redaktionelle Änderung auf Grund der Streichung 
des § 55 Abs. 3 gemäß Regierungsvorlage. 

Zu § 89 

Auch die nichtbundeseigenen Eisenbahnen sowie 
die Unternehmer des genehmigten Güterfernver- 
kehrs, soweit sie mit Fahrzeugen, die ausschließlich 
im Güternahverkehr eingesetzt werden, Güternah- 
verkehr betreiben, sollen den Nachweis der wirt- 
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit er- 
bringen. 

Zu § 90 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung in Anpassung an die 
Fassung des § 20 Abs. 2 gemäß Regierungsvorlage. 

Zu § 91 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung auf Grund der Neufas- 
sung des § 81. 

Zu § 93 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung in Anpassung an die 
Neufassungen der §§ 8 und 13. 

Zu § 94 

Satz 1 

Auch im Güterliniennahverkehr soll hinsichtlich 
der Haftungsbeschränkung die gleiche Regelung gel- 
ten wie im allgemeinen Güternahverkehr (Neufas- 
! sung des § 85 Abs. 1). 

! Zu Satz 2 ' 

Die für den Güternahverkehr maßgebenden Vor- 
! Schriften über die Vermittlung von Ladegut oder 
I Laderaum sind in § 84 h enthalten. 
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Zu § 97 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung in Anpassung an die 
Neufassungen der §§ 81 und 91 Abs. 1. 

Zu § 98 

Zu Nummer 1 

Bessere sprachliche Formulierung und Richtigstel- 
lung. 

Zu Nummer 2 

Der Abschluß oder die Erfüllung unzulässiger 
Sonderabmachungen ist ein Tarifverstoß und des- 
halb wie in Nummer 1 eine Zuwiderhandlung im 
Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954. 

Zu Nummer 3 (neu) 

Die unzulässige Vermittlung muß unter entspre- 
chende Sanktionen gestellt werden. 

Zu § 98 a 

Es erscheint angebracht, in das Gesetz eine Straf- 
vorschrift über die Geheimnisverletzung aufzuneh- 
men. Eine derartige Strafvorschrift ist in einigen 
anderen Gesetzen neueren Datums, die ebenfalls 
überwachungs- und Auskunftsrechte von Behörden 
begründen, bereits enthalten (z. B. Binnenschiffsver- 
kehrsgesetz). 

Zu § 99 

Zu Nummer 5 

Der Verstoß gegen die Vorschrift des § 22 a 
Abs. 2 (Mitteilung und Rechtfertigung von Sonder- 
abmachungen) wird neu als zu ahndender Ordnungs- 
widrigkeitstatbestand aufgenommen. 

Zu Nummer 6 

In Folge der Neufassung des § 84 h (neu) sind für 
den Vermittler im Güternahverkehr die Vorschriften 
des § 84 h in Verbindung mit § 32 maßgebend. 

Zu Absatz 2 

Differenzierung nach bedeutenden und weniger 
bedeutenden Ordnungswidrigkeiten. Eine weitere 
Differenzierung erscheint nicht angebracht, weil bei 
der Bemessung der Geldbuße im Einzelfall ohnehin 
die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit und der den 


Täter treffende Vorwurf auf Grund des zwischen- 
zeitlich verkündeten neuen Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten zu berücksichtigen ist (§ 13 

OWiG). 

Zu § 103 b 

Mit Rücksicht auf die vom Bundesverfassungsge- 
richt im Beschluß vom 11. Oktober 1966 (BVerfGE 
Bd. 20 S. 257) aufgestellten Grundsätze, im Interesse 
einer einheitlichen Rahmenregelung und im Hin- 
blick darauf, daß die Erteilung der durch die Ge- 
meinschaftskontingentsverordnung (EWG) Nr. 1018 
der Bundesrepublik Deutschland zugewiesenen Ge- 
meinschaftsgenehmigungen durch die auf § 103 

Abs. 3 GüKG gestützte nationale Durchführungs- 
verordnung Angelegenheit des Bundes wird, ist eine 
Gebührenregelungsermächtigung im Güterkraftver- 
kehrsgesetz vorzusehen. 

Zu § 107 

Die kommunale Neugliederung, insbesondere in 
den Ländern Nordrhein-Westfalen und Rheinland- 
Pfalz, macht eine zeitlich und sachlich befristete 
Übergangsregelung für die Bildung von Ortsmittel- 
punkten erforderlich. 

Zu Artikel la 

Die Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Ge- 
nehmigungen bedeutet eine Anpassung an EWG- 
Recht (Gemeinschaftskontingentverordnung), das die 
Genehmigung jeweils für Kalenderjahre gültig er- 
klärt. Außerdem ist die Verlängerung der Gültig- 
keitsdauer Voraussetzung für eine evtl. Kontingents- 
kürzung. 

Zu Artikel 2a 

Wegen der zahlreichen Änderungen empfiehlt es 
sich, den fachlich zuständigen Bundesminister zu er- 
mächtigen, Unstimmigkeiten des Gesetzeswortlauts 
zu beseitigen (§ 33 Abs. 3 GGO II). 

Zu Artikel 3 

Nach Fortfall des Beförderungsverbots kann das 
gesamte Gesetz nunmehr am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten. 


Bonn, den 20. März 1969 


Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Anschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — aus Drucksache V/2494 — 
in der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes — Drucksache V/2524 
Teil VIII — durch die Beschlußfassung zu Num- 
mer 1 für erledigt zu erklären; 

3. die Empfehlung der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften vom 3L Januar 1968 an 
die Bundesrepublik Deutschland zu dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes — Drucksache ^ V/2494 — für er- 
ledigt zu erklären; 

4. das Verkehrspolitische Programm für die Jahre 
1968 bis 1972 — Drucksache V/2494 Erster Teil — , 
soweit es in dem Äntrag Nr. 1 seinen Nieder- 
schlag gefunden hat, zustimmend zur Kenntnis 
zu nehmen; 

5. die zu den Gesetzentwürfen — Drucksachen 
V/2494, V/2524 Teil VIII — eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 27. Februar 1969 


Der Verkehrsausschuß 

Seifriz Schmitt (Lockweiler) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— aus Drucksache V/2494 — 

mit den Beschlüssen des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt 
geändert durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 8. Juni 1964 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 345), wird wie folgt geändert: 


1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Fassung wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Werden Güter für andere durch ein 
Unternehmen des Güterfernverkehrs auf 
einem Teil der Strecke mit einem für den 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Ar t i k e 1 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I k 697), zuletzt 
geändert durch das Einführungsgesetz zum Gesetz 
über Ordnungs Widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 

01. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Güternahverkehr ist auch die Beförderung mit 
Kraftfahrzeugen des Güterkraftverkehrs, die die 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
höchstzulässigen Abmessungen oder Gewichte 
um mehr als zehn vom Hundert überschreiten, 
soweit Güter zur unmittelbaren anschließenden 
Beförderung mit der Eisenbahn zu einem Bahn- 
hof oder in unmittelbaren Anschluß an eine Be- 
förderung mit der Eisenbahn von einem Bahnhof 
jeweils innerhalb der Nahzone der Gemeinde 
des Bahnhofs befördert werden.“ 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Werden Güter für andere auf einem 
Teil der Strecke mit einem Kraftfahrzeug, auf 
einem anderen Teil der Strecke mit der 
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Güterfernverkehr genehmigten Kraftfahr- 
zeug, auf einem anderen Teil der Strecke 
mit der Eisenbahn in einem für den Güfer- 
fernverkehr genehmigten Kraftfahrzeug, in 
einem Anhänger, in deren Aufbauten (Hucke- 
packverkehr) oder in Behältern befördert, so 
sind die Vorschriften für den Güterfernver- 
kehr anzuwenden; dies gilt nicht für das 
Verhältnis zwischen Unternehmen und 
Eisenbahn." 


2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

t/§ 3 CI 

(1) Güter der in der Anlage bezeichneten Art 
dürfen im Güterfernverkehr und im Werkfern- 
verkehr nicht befördert werden. Dies gilt nicht, 
wenn bei einer Fahrt weniger als 4 t dieser 
Güter befördert werden. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf den 
unmittelbaren Verkehr zwischen Berlin und 
einem Ort des übrigen Bundesgebiets sowie auf 
den Güterfernverkehr und Werkfernverkehr, 
der in der in § 3 Abs. 2 beschriebenen Art durch- 
geführt wird. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Beförde- 
rung einzelner Güterarten von und nach be- 
stimmten Teilen des Bundesgebietes von dem 
Verbot des Absatzes 1 ganz oder auf bestimmte 
Entfernungen auszunehmen, wenn dies wegen 
der schwachen verkehrsmäßigen Aufschließung 
dieser Gebietsteile zur Vermeidung schwerwie- 
gender volkswirtschaftlicher Nachteile geboten 
ist. Gleiches gilt für die Beförderung einzelner 
Güterarten von und nach den deutschen See- 
häfen, soweit dies erforderlich ist, die wirt- 
schaftlichen Nachteile auszugleichen, die den 
Seehäfen aus der Teilung Deutschlands oder 
aus ihrer verkehrsungünstigen Lage entstehen. 

(4) Die obersten Landesverkehrsbehörden 
können Ausnahmen von dem Verbot des Ab- 
satzes 1 für bestimmte Einzeifälle oder allge- 
mein befristet für bestimmte Antragsteller ge- 
nehmigen, 

1. wenn und soweit dies zur Versor- 
gung der Bevölkerung mit lebensnot- 
wendigen Gütern zwingend geboten 
ist und die Beförderung mit anderen 
Verkehrsmitteln nicht möglich ist; 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Eisenbahn oder mit einem Binnenschiff in 
einem Kraftfahrzeug, einem Anhänger oder 
deren Aufbauten (Huckepackverkehr) oder in 
Behältern befördert, so sind die Vorschriften 
für den Güterfernverkehr entsprechend an- 
zuwenden, wenn der Vertrag über die Be- 
förderung auf der Gesamtstredce durch einen 
Unternehmer des Güterfernverkehrs ge- 
schlossen und zumindest die An- oder Ab- 
fuhr zu oder von der Eisenbahn oder einem 
Binnenschiff mit einem für den Güterfernver- 
kehr genehmigten Kraftfahrzeug durchge- 
führt wird, mit dem die Beförderung auf der 
Gesamtstrecke hätte ausgeführt werden kön- 
nen; dies gilt nicht für das Verhältnis 
zwischen dem Unternehmer des Güterfern- 
verkehrs und der Eisenbahn oder dem Schiff- 
fahrttreibenden sowie einem für die An- 
oder Abfuhr innerhalb der Nahzone einge- 
setzten Unternehmer des Güternahverkehrs." 


Nummer 2 entfällt 
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2. wenn die für die Umladung der Güter 
auf die Eisenbahn oder das Binnen- 
schiff nächstgelegene geeignete Lade- 
stelle anders nicht erreicht werden 
kann; das gleiche gilt für die Um- 
ladung von der Eisenbahn oder vom 
Binnenschiff; 

3. wenn die Beförderung auf dem größe- 
ren Teil der Strecke mit der Eisen- 
bahn oder dem Binnenschiff nicht 
möglich ist und weder der Verlader 
noch der Empfänger über einen Gleis- 
oder Wasserstraßenanschluß ver- 
fügen; 

4. wenn es einem Unternehmen der ver- 
ladenen Wirtschaft ohne Gefährdung 
seiner wirtschaftlichen Existenz nicht 
möglich ist, seine Güter anders als mit 
einem Kraftfahrzeug zu befördern. 

Eine Ausfertigung der Ausnahmegenehmigung 
ist auf allen Fahrten mitzuführen und auf Ver- 
langen den mit der Überwachung des Güterfern- 
verkehrs beauftragten Stellen zur Prüfung aus- 
zuhändigen." 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§4 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung auf 

1 . die Beförderung von Gütern durch den 
Bund, die Länder, die Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) und durch andere 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
im Rahmen ihrer hoheitlichen Be- 
tätigung, 

2. die Beförderung von Gütern mit Kraft- 
rädern oder mit Personenkraftwagen, 

3. die Beförderung von Leichen in be- 
sonders hierfür eingerichteten und 
ausschließlich solchen Beförderungen 
dienenden Kraftfahrzeugen, 

4. das Abschleppen beschädigter Kraft- 
fahrzeuge aus Gefälligkeit im Rahmen 
der Ersten Hilfe, 

5. die Beförderung von lebenden Tie- 
ren mit Ausnahme von Schlachtvieh. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates weitere, im Rahmen des 
Gesamtverkehrs nicht ins Gewicht fallende Be- 
förderungsfälle allgemein von den Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes auszunehmen oder sie einer 
anderen Beförderungsart zuzuordnen." 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Ab- 
satz 2 eingefügt: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


3. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 4 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung auf 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. die Beförderung eines einzelnen be- 
schädigten Fahrzeugs, 

5. unverändert 
(2) unverändert 


4. unverändert 
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„(2) Der Sitz eines Unternehmens kann 
nur anerkannt werden, wenn — bezogen auf 
Art und Umfang des Unternehmens — min- 
destens folgende Voraussetzungen gegeben 
sind: 

a) ein besonderer durch den Unter- 
nehmer entsprechend eingerichte- 
ter imd ständig benutzter Raum, 
der erforderlich, geeignet und be- 
stimmt ist, Mittelpimkt der ge- 
schäftlichen Tätigkeit dieses Unter- 
nehmens zu bilden; 

b) das Vorhandensein einer zu selb- 
ständigem Handeln befugten ge- 
schäftskimdigen Person, soweit der 
Unternehmer die Geschäfte nicht 
selbst wahrnimmt; 

c) eine dem Unternehmenszweck ent- 
sprechende Tätigkeit von erhebli- 
licherem Umfang. 

Diese Mindestanforderungen gelten auch für 
nicht nur vorübergehende geschäftliche Nie- 
derlassungen." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 imd 4. 

c) Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Sollen Kraftfahrzeuge des Güternah- 
verkehrs oder für den Güterfernverkehr ge- 
nehmigte Tank-, Silo- oder Isolierfahrzeuge 
sowie andere Sonderfahrzeuge des Güter- 
fernverkehrs, die in Bauart, Tragfähigkeit 
oder Einrichtung wesentlich von den ge- 
bräuchlichen Fahrzeugen abweichen, außer- 
halb der Nahzone vorübergehend im Nah- 
verkehr verwendet werden, so kann die 
imtere Verkehrsbehörde vorübergehend 
einen anderen Ort zum Standort erklären, 
wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen ge- 
boten und mit dem öffentlichen Interesse an 
der Aufrechterhaltimg eines geordneten 
Güterkraftverkehrs vereinbar ist." 

5. § 6 a wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Ein angenommener Standort kann auch be- 
stimmt werden, wenn dies im Hinblick auf 
die Stillegung von Eisenbahnstrecken oder 
die Einstellimg des Abfertigungsdienstes an 
Eisenbahnstrecken geeignet ist, die Ver- 
kehrsbedienung der betroffenen Fläche zu 
verbessern. " 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) unverändert 

„(2) Der angenommene Standort darf 

1 . in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 nicht weiter als vierzig 
Kilometer in der Luftlinie sowohl 


5. § 6 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 
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vom Zonenrand oder der West- 
küste des Landes Schleswig-Hol- 
stein als auch vom Sitz oder der 
Niederlassung, 

2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 3 und Satz 2 nicht weiter als 
dreißig Kilometer in der Luftlinie 
vom Sitz oder der Niederlassung 

entfernt liegen. Die Entfernungen nach Satz 1 
werden zum Ortsmittelpunkt des angenom- 
menen Standorts sowie vom Ortsmittel- 
punkt der Gemeinde aus gemessen, in der 
sich der Sitz oder die Niederlassung be- 
findet." 


6. /n § 8 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 2 
eingefügt: 


a) „(2) Verwendet ein Unternehmer des Gü- 
terfernverkehrs entweder zu Beginn oder am 
Ende einer Beförderung im Güterfernver- 
kehr ein Kraftfahrzeug des Güternahver- 
kehrs innerhalb der Nahzone (§ 2 Abs. 2) 
oder ein Kraftfahrzeug des Bezirksgüterfern- 
verkehrs innerhalb der Bezirkszone (§ 13 a 
Abs. 1), so gilt diese Beförderung, wenn der 
Unternehmer auf der übrigen Beförderungs- 
strecke ein für den Güterfernverkehr geneh- 
migtes Kraftfahrzeug einsetzt, mit dem die 
gesamte Beförderung hätte ausgeführt wer- 
den können, als gleichfalls mit diesem Fahr- 
zeug ausgeführt." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 erhält der Klammerzusatz nach 
dem Wort „Bezirksgüterfernverkehr" die 
Fassung „(§ 13 a)". 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satzteil 
gestrichen: «und der Unternehmer das Alter 
von 60 Jahren erreicht hat oder infolge amts- 
ärztlich festgestellter Gebrechlichkeit zur 
Fortführung des Unternehmens auf die Dauer 
nicht im Stande ist". 

8. § 11 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Die Kraftfahrzeuge müssen auf den Namen des 

Unternehmers zugelassen sein imd ihm gehören 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 6 Abs. 4 gilt auch für Kraftfahr- 
zeuge, für die ein angenommener Standort 
bestimmt ist." 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Oa) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Güterfernverkehr im Sinne des § 3 
Abs. 1 ist genehmigungspflichtig." 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

(2) unverändert 


b) unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 
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oder von ihm auf Abzahlung gekauft sein; dies 
gilt nicht bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für 
die Dauer eines kurzfristigen Ausfalls des für 
den Güterfernverkehr genehmigten Kraftfahr- 
zeugs." 


9. In § 13 wird Absatz 2 gestrichen. 

♦ 

10. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

„§13a 

(1) Eine verkehrsmäßige Beschränkung im 
Sinne des § 13 liegt insbesondere vor, wenn die 
Genehmigung auf den Güterfernverkehr inner- 
halb eines Umkreises von höchstens einhundert- 
fünfzig Kilometern, gerechnet in der Luftlinie 
vom Ortsmittelpimkt des Standortes des Kraft- 
fahrzeugs aus, beschränkt wird (Bezirksgeneh- 


8a. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

♦ 

„§ 11 a 

(1) Anstelle eines für den Güterfernverkehr 
genehmigten Kraftfahrzeugs dürfen dem Unter- 
nehmer mehrere Kraftfahrzeuge genehmigt wer- 
den, die einschließlich Anhänger keine höhere 
Nutzlast haben dürfen, als das genehmigte 
Kraftfahrzeug einschließlich Anhänger am 1. Ja- 
nuar 1969 oder, wenn die Genehmigung erst- 
malig nach dem 1. Januar 1969 erteilt wurde, im 
Zeitpunkt der Genehmigungserteilung hatte. 

(2) Anstelle eines für den Möbelfernverkehr 
genehmigten Fahrzeugs dürfen dem Unterneh- 
mer mehrere Fahrzeuge genehmigt werden, die 
keine höhere Nutzlast haben dürfen, als das 
genehmigte Fahrzeug am 1. Januar 1969 oder, 
wenn die Genehmigung erstmalig nach dem 
1. Januar 1969 erteilt wurde, im Zeitpunkt der 
Genehmigungserteilung hatte. 

(3) Anstelle mehrerer nach den Absätzen 1 
oder 2 genehmigter Fahrzeuge darf dem Unter- 
nehmer eine andere Anzahl von Fahrzeugen ge- 
nehmigt werden, sofern die in Absatz 1 oder 2 
bezeichnete Nutzlast dabei nicht überschritten 
wird. 

(4) Die Genehmigungen nach den Absätzen 1, 
2 oder 3 dürfen nur mit der Maßgabe erteilt 
werden, daß alle Kraftfahrzeuge zu jeder Zeit 
denselben Standort haben müssen. 

(5) Die nach den Absätzen 1, 2 oder 3 jeweils 
erteilten Genehmigungen für mehrere Fahr- 
zeuge gelten 

1. im Sinne des § 9 als für ein Fahrzeug 
erteilt und 

2. als eine Genehmigung im Sinne dieses 
Gesetzes." 

9. unverändert 


10. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

♦ 

.,§ 13 a 

(1) unverändert 
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migung); zur Bezirkszone gehören alle Gemein- 
den, deren Ortsmittelpunkt ixmerhalb des Um- 
kreises liegt 

(2) Will der Unternehmer den Standort sei- 
nes für den Bezirksgüterfemverkehr genehmig- 
ten Kraftfahrzeugs verlegen, so bedarf er hierzu 
der vorherigen Zustimmung der für den bishe- 
rigen Standort zuständigen Genehmigungsbe- 
hörde, 

1. wenn der bisherige Standort in einem 
der in § 6 a Abs. 1 genannten Gebiete 
liegt, oder 

2. wenn der Standort des Kraftfahrzeugs 
in ein anderes Land verlegt werden 
soll. 

Die Zustimmung ist zu versagen, sofern die Bei- 
behaltung des bisherigen Standortes für die be- 
friedigende Verkehrsbedienung eines bestimm- 
ten Gebietes erforderlich ist und sie dem Unter- 
nehmer unter Berücksichtigung seiner wirt- 
schaftlichen Lage zugemutet werden kann. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 sind vor der 
Entscheidung zu hören 

1. die für den gewüxischten Standort zu- 
ständige Genehmigungsbehörde, 

2. die für den bisherigen imd die für den 
gewünschten Standort zuständigen 
Außenstellen der Bimdesanstalt für 
den Güterfernverkehr. 

(4) Sofern es für die befriedigende Verkehrs- 
bedienung eines bestimmten Gebietes erforder- 
lich ist, insbesondere im Hinblick auf die Still- 
legung von Eisenbahnstrecken oder die Einstel- 
lung des Abfertigungsdienstes an Eisenbahn- 
strecken, und es dem Unternehmer imter Be- 
rücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage zu- 
gemutet werden kann, kann eine Bezirksgeneh- 
migung ferner nach § 13 mit der Auflage erteilt 
werden, daß der Unternehmer regelmäßig nach 
näherer Bestimmung durch die Genehmigimgs- 
behörde vorgeschriebene Güterlinien bedient. 
Die Genehmigtmgsbehörde kann ihm hierfür 
einen besonderen Tarif genehmigen; auf den 
Tarif sind die Vorschriften der §§ 20 und 22 an- 
zuwenden. Der Unternehmer ist zur Beförde- 
rung nach dem Tarif verpflichtet, wenn 

1. die Beförderung mit den regelmäßig 

für die Linie verwendeten Beförde- 
nmgsmitteln möglich ist imd 

2. die Befördenmg nicht durch Umstände 
verhindert wird, die der Unternehmer 
nicht zu vertreten hat. 

Auf eine nach Satz 1 eingerichtete Güterlinie 
finden die §§ 90 bis 97 keine Anwendimg.* 

11. In § 14 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

a) „Vor allen Entscheidungen nach § 13 a Abs. 4 
ist außer den in Satz 1 genannten Stellen die 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Sofern es für die befriedigende Verkehrs- 
bedienimg eines bestimmten Gebietes erforder- 
lich ist, insbesondere im Hinblick auf die Still- 
legung von Eisenbahnstrecken oder die Einstel- 
lung des Abfertigungsdienstes an Bisenbahn- 
strecken, und es dem Unternehmer unter Be- 
rücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage zu- 
gemutet werdenlcann, kann eine Bezirksgeneh- 
migtmg ferner nach § 13 mit der Auflage erteilt 
werden, daß der Unternehmer regelmäßig nadi 
näherer Bestimmung durch die Genehmigungs- 
behörde vorgeschriebene Güterlinien bedient. 
Die Genehmigungsbehörde kann ihm hierfür 
einen besonderen Tarif genehmigen; auf den 
Tarif sind die Vorschriften der §§ 20, 22 und 23 
anzuwenden. Der Unternehmer ist zur Beförde- 
rung nach dem Tarif verpflichtet, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


Auf eine nach Satz 1 eingerichtete Güterlinie 
finden die §§90 bis 97 keine Anwendung.“ 

11. In § 14 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
^ eingefügt; 

a) „Vor allen Entscheidungen nach § 13 a Abs. 4 
ist außer den in Satz 1 genannten ^teilen die 


13 



Onuksadie V/4005 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Entwurf 

zuständige Verwaltung der Eisenbahn zu 
hören, deren Verkehrsgebiet berührt wird, 
sowie die zuständige Landwirtschaftskam- 
mer, oder soweit eine solche nicht besteht, 
die oberste Landesbehörde für Ernährung 
und Landwirtschaft." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Dcis Verbot des Absatzes 1 gilt nicht 
für die An- imd Abfuhr von Gütern, die dem 
Unternehmer zur Beförderung im Güterfern- 
verkehr übergeben werden, imd für die 
Unterwegsbedienung mehrerer Be- und Ent- 
ladestellen." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

»(3) Die. Genehmigimgsbehörde kann 
Ausnahmen von Absatz 1 für Spezialfahr- 
zeuge genehmigen." 


13. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

♦ 

.§ 19 a 

Die Genehmigimgsbehörde kann für be- 
stimmte Befördenmgen Genehmigungen für Ein- 
zelfahrten abweichend von den Vorschriften des 
§ 9, § 10 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3, § 14 Abs. 3, 
§ 16 und der auf Grund des § 103 Abs. 2 und 3 
erlassenen Verordnungen erteilen, wenn und so- 
weit dies zur Versorgung der Bevölkerung mit 
lebensnotwendigen Gütern oder zur Vermei- 
dung schwerwiegender volkswirtschaftlicher 
Nachteile zwingend geboten ist." 

14. § 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die Tarife gelten hinsichtlich der Beför- 
denmgsleistung auch für den Speditionsvertrag 
zwischen dem Spediteur und seinem Auftrag- 
geber. Bewirkt der Spediteur die Versendung 
des Gutes zusammen mit dem Gut eines ande- 
ren Auftraggebers in einer Sendung, so ist 
jedoch das Entgelt für die Beförderung des ein- 
zelnen Gutes mindestens nach dem Frachtsatz 
der für die Sendimg anzuwendenden Gewichts- 
klasse zu entrichten; unberührt bleiben beson- 
dere gesetzliche Preisregelungen." 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

zuständige Verwaltung der Eisenbahn zu 
hören, deren Verkehrsgebiet berührt wird, 
sowie die zuständige Landwirtschaftskam- 
mer oder, soweit eine solche nicht besteht, 
die oberste Landesbehörde für Ernährung 
und Landwirtschaft." 

b) unverändert 
12. unverändert 


12a. § 18 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.8 18 

Die Genehmigungsbehörde hat der zustän- 
digen Benifsgenossensdiaft die Erteilung der 
Genehmigung mitzuteilen. Die Anzeigepflicht 
des Unternehmers nach § 661 der Reichsver- 
sicherungsordnung bleibt unberührt* 

13. unverändert 


14. unverändert 
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15. In § 21 a Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Land- 15. unverändert 
^ Wirtschaft" ersetzt durch das Wort „Agrarwirt- 
schaft". 


15a. Nach § 22 wird folgender § 22 a eingefügt: 

♦ 


„§ 22 a 

(1) Für die Beförderung von Gütern von und 
nach deutschen Seehäfen, die über See einge- 
führt worden sind oder über See ausgeführt wer- 
den, kann der Unternehmer ohne Bindung an 
die Tarife Entgelte mit dem Absender schriftlich 
vereinbaren (Sonderabmachungen). Solche Son- 
derabmachungen sind nur zulässig, 

1. wenn Umstände vorliegen, die bei der 
Festsetzung der Tarife nicht berück- 
sichtigt worden sind, insbesondere, 
wenn der Wettbewerb gegenüber an- 
deren Verkehrswegen oder Verkehrs- 
trägern eine Sonderabmachung erfor- 
dert und ihm durch einen Wettbe- 
werbstarif nicht Rechnung getragen 
wird, und 

2. wenn die Sonderabmachung eine Gü- 
termenge von mindestens 500 Tonnen 
in drei Monaten in derselben Ver- 
kehrsverbindung oder für denselben 
Urversender oder für denselben Emp- 
fänger umfaßt, und 

3. wenn die Sonderabmachung das finan- 
zielle Betriebsergebnis des Unterneh- 
mers erhält oder verbessert. 

(2) Der Unternehmer hat die Sonderab- 
machung unverzüglich nach ihrem Abschluß der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (§ 53) 
mitzuteilen; er hat zusammen mit der Sonder- 
abmachung alle Unterlagen vorzulegen, die den 
Abschluß sowie die vereinbarten Beförderungs- 
entgelte rechtfertigen. 

(3) Sonderabmachungen werden spätestens 
drei Monate nach Inkrafttreten eines Wettbe- 
werbstarifs nach Absatz 1 Nr. 1 unwirksam. 

(4) Ist der Markt für die Beförderung be- 
stimmter Güter in bestimmten Verkehrs Verbin- 
dungen gestört, so kann der Bundesminister für 
Verkehr durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, daß in die- 
sen Fällen der Abschluß von Sonderabmachun- 
gen längstens für die Dauer eines Jahres der 
vorherigen Genehmigung des Bundesministers 
für Verkehr bedarf. Der Markt gilt insbeson- 
dere dann als gestört, wenn die durchschnitt- 
liche Höhe der während eines Kalenderjahres 
erhobenen Beförderungsentgelte nicht ausreicht, 
um die Rentabilität eines ordnungsgemäß ge- 
führten und normal beschäftigten Verkehrs- 
unternehmens zu gewährleisten." 
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15b. Nach § 23 wird folgender § 24 eingefügt: 

♦ 

„§ 24 

Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
(§ 53) veröffentlidit unverzüglich im Verkehrs- 
blatt — Amtsblatt des Bundesministers für Ver- 
kehr — folgende Einzelheiten aller Sonderab- 
machungen, die ihr nach § 22 a Abs. 2 mitgeteilt 
worden sind; 

1. Name des Unternehmers, 

2. Verkehrsverbindungen, 

3. Güterart, 

4. Gütermenge, 

5. vereinbarte Beförderungsentgelte, 

6. Tag des Abschlusses der Sonderab- 
machung, 

7. Dauer der Sonderabmachung, 

8. wichtigste Sonderbedingungen." 

16. Dem § 28 wird folgender Absatz 4 angefügt: 16. unverändert 

♦ 

„(4) Im Falle des §8 Abs. 2 sind die Beför- 
derungspapiere auch während der Beförderung 
auf der Teilstrecke mitzuführen, auf der ein 
nicht für den Güterfernverkehr genehmigtes 
Kraftfahrzeug verwendet wird. Absatz 3 letzter 
Halbsatz ist anzuwenden." 


16a. § 32 wird wie folgt geändert: 

♦ 


a) Absatz 2 erhält folgende Fasssung: 

„(2) Die am Beförderungsvertrag Betei- 
ligten dürfen, unbeschadet der Vorschriften 
der §§ 33 bis 36, bei der Beschaffung von 
Ladegut oder Laderaum sich anderer als der 
in Absatz 1 bezeichneten Personen nicht be- 
dienen*, im übrigen darf den an dem Beför- 
derungsvertrag oder seiner Durchführung 
Beteiligten eine in bezug auf das Beförde- 
rungsentgelt prozentual berechnete Provi- 
sion nicht gezahlt werden." 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Der Vermittler hat gegen den Unter- 
nehmer Anspruch auf Vermittlungsprovision 
nur, wenn der Unternehmer bei dem Ver- 
mittler nachgesucht hat, ihm die Gelegenheit 
zum Abschluß eines Beförderungsvertrages 
nachzuweisen, und wenn der Beförderungs- 
vertrag infolge der Vermittlung zustande 
gekommen ist. Ist der Vermittler wegen des- 
selben Ladegutes bereits zur Beschaffung 
von Laderaum im Auftrag eines Dritten tä- 
tig, so hat er gegen den Unternehmer keinen 
Anspruch auf Provision; das gleiche gilt, 
wenn der Vermittler Beteiligter an den der 
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17. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält einleitend folgende Fassung: 

„(1) Werkverkehr ist jede Beförderung 
von Gütern für eigene Zwecke. Er ist nur zu- 
lässig, wenn folgende Voraussetzungen er- 
füllt sind:" 


b) Absatz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die Kraftfahrzeuge müssen auf den 
Namen des Unternehmers zugelassen 
sein und ihm gehören oder von ihm auf 
Abzahlung gekauft sein; dies gilt nicht 
bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für die 
Dauer eines kurzfristigen Ausfalls des 
sonst im Werkverkehr verwendeten 
Kraftfahrzeugs. Der Bundesminister für 
Verkehr bestimmt durch Rechtsverord- 
nung ohne Zustimmung des Bundesrates 
die höchstzulässige Dauer eines solchen 
Einsatzes sowie das seiner Überwachung 
dienende Verfahren." 


18. § 49 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Beförderung zugrunde liegenden Rechtsge- 
schäften ist." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 4 und 5. 

17, § 48 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


Ob) Dem Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 wird folgender 
Satz 2 angefügt: 

„Werden im Huckepackverkehr die Güter 
mit der Eisenbahn oder mit einem Binnen- 
schiff in einem Kraftfahrzeug befördert, so 
darf das Unternehmen bei der An- oder Ab- 
fuhr zu oder von der Eisenbahn oder einem 
Binnenschiff sich auch anderer als der in 
Satz 1 genannten Personen bedienen." 

b) Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. Die Kraftfahrzeuge müssen auf den 
Namen des Unternehmers zugelasssen 
sein und ihm gehören oder von ihm auf 
Abzahlung gekauft sein; dies gilt nicht 
bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für die 
Dauer eines kurzfristigen Ausfalls des 
sonst im Werkverkehr verwendeten 
Kraftfahrzeugs und für Lastkraftwagen 
ohne Anhänger mit einer zulässigen 
Nutzlast von weniger als 4000 kg. Der 
Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechts Verordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die höchstzuläs- 
sige Dauer eines solchen Einsatzes so- 
wie das seiner Überwachung dienende 
Verfahren." 

c) Dem Absatz 1 Satz 2 wird folgende Num- 
mer 5 angefügt: 

„5. Die Beförderung darf nur eine Hilfstätig- 
keit im Rahmen der gesamten Tätigkeit 
des Unternehmens dar stellen." 

d) In Absatz 2 ist der Satzteil „das Abschlep- 
pen von Kraftfahrzeugen durch Abschlepp- 
oder Reparaturbetriebe sowie" zu streichen. 

e) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„§ 2 Abs. 1 Satz 2 und § 3 finden entspre- 
chende Anwendung." 

18. § 49 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Zahl „4" durch 
die Zahl „5" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„ (2) Die Beschränkung nach Absatz 1 Nr. 3 (2) unverändert 

gilt nicht für die Beförderung von Vieh zu den 
Viehmärkten, Verladestellen und Schlachtstel- 
len." 


19. § 54 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Bundesanstalt hat weiter — hin- 
sichtlich Nummer 4 im Zusammenwirken mit 
den Gewerbeaufsichtsämtern — darüber zu 
wachen, daß 

1. Güterfernverkehr nicht ohne die 
erforderliche Genehmigung und 
Werkfernverkehr nicht in unzuläs- 
siger Weise betrieben wird, 

2. Güterfernverkehr oder Werkfern- 
verkehr nicht entgegen dem Ver- 
bot des § 3 a betrieben wird, 

3. die auf § 52 beruhenden gesetzli- 
lichen Verpflichtungen eingehalten 
werden und 

4. die Rechtsvorschriften über die Ar- 
beitszeit der Kraftfahrzeugführer 
und Beifahrer eingehalten werden, 


18a. § 51 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Für die Standortmeldung sind § 6 Abs. 1, 

2 und 3 sowie § 6 a entsprechend anzuwenden." 

18b. § 52 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine zusammenfassende Übersicht 
aller in einem Monat durchgeführten Beför- 
derungen im Werkfem verkehr ist nadi nä- 
herer Bestimmung durch den Bundesminister 
für Verkehr der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr (§ 53) vorzulegen. Eine Durch- 
schrift hiervon ist fünf Jahre aufzubewah- 
ren." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „die Durch- 
schläge der in Absatz 1 vorgeschriebenen 
Beförderungs- und Begleitpapiere" durch die 
Worte „Durchschriften der in Absatz 2 vor- 
geschriebenen Übersicht" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird die Klammer „(§ 53)“ ge- 
strichen. 

19. § 54 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Oa) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1. Num- 
mer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Tarife, die Beförderungsbedingun- 
gen und die Bestimmungen über Son- 
derabmachungen eingehalten werden 
und". 

a) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesanstalt hat weiter — hin- 
sichtlich Nummer 4 im Zusammenwirken mit 
den Gewerbeaufsichtsämtern — darüber zu 
wachen, daß 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


3. unverändert 


4. unverändert 
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soweit diese Überwachung im Rah- 
men der Maßnahmen nach § 55 
Abs. 1 Nr. 4 durchgeführt werden 
kann." 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Der Bundesanstalt obliegt es ferner, 
auf Anforderung der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen bei der Durchführung der 
ihnen nach § 31 a des Gesetzes über den ge- 
werblichen Binnenschiffsverkehr vom 1, Ok- 
tober 1953 (BundesgesetzbL I S. 1453) in der 
Fassxmg des Gesetzes vom . . . (Bundesgesetz- 
bl. . . .) obliegenden Überwachungsaufgabe 
gegen Erstattung der ihr dadurch entstehen- 
den Kosten mitzuwirken." 


20. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „am 
Beförderungsvertrag oder seiner" ersetzt 
durch die Worte „an der Beförderimg oder 
ihrer". 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der zur Erteilung der Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehöri- 
gen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde," 

c) In Absatz 1 Nr. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundge- 
setzes) wird insoweit eingeschränkt." 


d) Absatz 3 wird gestrichen. 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bundesanstalt obliegt es ferner, 
auf Anforderung der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen bei der Durchführung der 
ihnen nach § 31 a des Gesetzes über den ge- 
werblichen Binnenschiffsverkehr in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 8. Januar 
1969 (BundesgesetzbL I S. 65) obliegenden 
Überwachungsaufgabe gegen Erstattung der 
ihr dadurch entstehenden Kosten mitzuwir- 
ken." 


20. § 55 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) In Absatz 1 Nr. 3 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Ihre Beauftragten können Grundstücke und 
Geschäftsräume der in Nummer 1 genannten 
Beteiligten betreten, um an Ort und Stelle 
innerhalb der üblichen Geschäfts- und Ar- 
beitsstunden Ermittlungen durchzuführen." 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) Im neuen Absatz 3 wird das Zitat „§ 54 
Abs. 2 und 3" ersetzt durch „§ 54 Abs. 1 
und 2" sowie das Zitat „des Absatzes 3 
Nummer 3" durch „des Absatzes 2 Num- 
mer 3". 


20a. § 58 Abs* 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Der Unternehmer hat der Bundesanstalt monat- 
lich die für die Überwachung der Tarife und der 
Sonderabmachungen (Tarif Überwachung) erfor- 
derlichen Unterlagen vorzulegen." 


20b. In § 76 Abs. 1 Satz 3 wird das Zitat „§ 54 Abs. 2 
^ Nr. 2" ersetzt durch „§ 54 Abs. 1 Nr. 2". 


19 



Drucksache V/4005 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

21. § 80 erhält folgende Fassung: 

♦ 

»§80 

Wer Güternahverkehr mit Lastkraftwagen mit 
einer Nutzlast von mehr als 750 Kilogramm 
oder mit Zugmaschinen gewerbsmäßig betrei- 
ben will (allgemeiner Güternahverkehr), bedarf 
der Erlaubnis. Die Erlaubnis wird dem Unter- 
nehmer für seine Person zeitlich unbeschränkt 
erteilt; sie kann auf Antrag auf bestimmte Be- 
förderungsfälle beschränkt werden. Für den 
Güterliniennahverkehr gelten die besonderen 
Vorschriften der §§ 90 bis 97." 


22. Nach § 83 wird folgender § 83 a eingefügt: 

n§83a 

§ 1 9 a ist entsprechend anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß die Erlaubnisbehörde eine Er- 
laubnis für Einzelfahrten abweichend von den 
Vorschriften der §§ 80, 81 Abs. 1 und § 83 Abs. 2 
erteilen kann. " 


23. § 84 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird nach „§ 22" einge- 
fügt „Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz,". 

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
21. unverändert 


21a. § 81 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 81 

Die Erlaubnis wird nur erteilt, wenn 

1. der Antragsteller und die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person zuverlässig 
sind, 

2. der Antragsteller oder die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person sachkundig 
ist und 

3. die wirtschaftliche und finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit des Betriebes als gewähr- 
leistet angesehen werden kann."" 


21b. § 83 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Das Zitat „§ 8 Abs. 2 und 3" wird ersetzt 
durch das Zitat „§ 8 Abs. 3 und 4". 

b) Die Worte „das Versicherungsamt" werden 
ersetzt durch die Worte „die Berufsgenos- 
senschaft". 

c) Das Zitat „§ 8 Abs. 2" wird ersetzt durch das 
Zitat „§ 8 Abs. 3". 


22. Nach § 83 wird folgender § 83 a eingefügt: 

♦ 

„§ 83 a 

§ 19 a ist entsprechend anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß die Erlaubnisbehörde eine Er- 
laubnis für Einzelfahrten abweichend von den 
Vorschriften der §§ 80, 81 Nr. 2 und 3 und § 83 
Abs. 2 erteilen kann." 


23. unverändert* 
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„(2) Es werden Tarifkommissionen gebil- 
det für 

1. den allgemeinen Güternahverkehr, 

2. den Speditionsnahverkehr, 

3. den Möbelnahverkehr. 

Anstelle dieser Tarifkommissionen kann 
eine gemeinsame Tarifkommission gebildet 
werden. 

(3) Für den Güterfernverkehr und den 
Güternahverkehr oder für ihre Zweige kön- 
nen gemeinsame Tarifkommissionen gebil- 
det werden. In diesem Fall gelten die 
§§ 20 a, 21a und 21b unmittelbar sowie 
§ 21 Abs. 2 entsprechend." 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 


24. 


Nach § 84 werden folgende §§ 84 a bis g einge- 
fügt: 

„§ 84 a 


24. Nach § 84 werden folgende §§ 84 a bis 84 g ein- 
^ gefügt: 

„§ 84 a 


Die Tarifkommissionen haben die Aufgabe, 
marktgerechte Beförderungsentgelte zu bilden. 


unverändert 


§84b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr errichtet 
die Tarifkommissionen; er bestimmt ihre Zu- 
sammensetzung und ihren Aufbau sowie ihren 
Sitz durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundes rate s. 

(2) Die Tarifkommissionen geben sich Ge- 
schäftsordnungen, die der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr bedürfen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist be- 
rechtigt, an den Sitzungen der Tarifkommissio- 
nen teilzunehmen oder sich vertreten zu lassen. 


§ 84 b 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Bundesminister für Verkehr und 
Wirtschaft sind berechtigt, an den Sitzungen der 
Tarifkommissionen teilzunehmen oder sich ver- 
treten zu lassen. 


§ 84 c § 84 c 

(1) Die Tarifkommissionen bestehen jeweils unverändert 

aus zwei zahlenmäßig gleich starken Gruppen 

von Tarifs achverständigen der in § 84 Abs. 2 
genannten Gewerbezweige (Unternehmer) und 
von Vertretern der Verlader. Die Mitglieder der 
Gruppe der Unternehmer werden auf Vorschlag 
von Angehörigen oder Verbänden der beteilig- 
ten Gewerbezweige, die Mitglieder der Gruppe 
der Verlader werden auf Vorschlag der Ver- 
bände der Industrie, des Handels, der Spedition, 
des Handwerks und der Agrarwirtschaft vom 
Bundesminister für Verkehr auf die Dauer von 
drei Jahren berufen; das gleiche gilt für ihre 
Stellvertreter. 

(2) Für die Niederlegung des Amts eines Mit- 
glieds der Tarifkommissionen, das Erlöschen der 
Mitgliedschaft und das Ausscheiden eines Mit- 
glieds während seiner Amtszeit ist § 62 Abs. 4 


21 



Drucksache V/4005 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

und 5 entsprechend anzuwenden; das gleiche 
gilt für die Stellvertreter der Mitglieder. 

(3) Die Mitglieder der Tarifkommissionen 
sind ehrenamtlich tätig; sie sind nicht an Auf- 
träge oder Weisungen gebunden. 

§ 84d 

In der Tarifkommission beraten die Gruppe 
der Unternehmer und die Gruppe der Verlader 
gemeinsam. Bei Abstimmungen verfügt jede 
Gruppe über eine Stimme. 

§ 84 e 

(1) Können sich die Gruppe der Unternehmer 
und die Gruppe der Verlader in der Tarifkom- 
mission über ein bestimmtes Beförderungsent- 
gelt nicht einigen, so zeigt die Tarifkommission 
dies innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach 
der ergebnislos verlaufenen Sitzung dem Vor- 
sitzenden der erweiterten Tarifkommission an. 

(2) Die erweiterten Tarifkommissionen beste- 
hen jeweils aus der Gruppe der Tarifsachver- 
ständigen der Unternehmer, der Gruppe der 
Verlader, einem unabhängigen Vorsitzenden 
und je einem von der Gruppe der Unternehmer 
und der Gruppe der Verlader benannten unab- 
hängigen Beisitzer. Der Bundesminister für Ver- 
kehr beruft den Vorsitzenden und die beiden 
Beisitzer sowie ihre Stellvertreter für die Dauer 
von drei Jahren; er kann sie aus wichtigem 
Grund abberufen. §§ 84 b und 84 c Abs. 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung. 

(3) Der Vorsitzende der erweiterten Tarif- 
kommission beruft diese innerhalb von vier 
Wochen nach Eingang der Anzeige nach Ab- 
satz 1 ein. 

(4) Die erweiterte Tarifkommission berät 
über das Beförderungsentgelt nach Absatz 1. 
Können sich die Gruppe der Unternehmer und 
die Gruppe der Verlader wiederum nicht eini- 
gen, so beschließt die erweiterte Tarifkommis- 
sion über das Entgelt. Der Vorsitzende, die 
beiden Beisitzer, die Gruppe der Unternehmer 
und die Gruppe der Verlader haben hierbei je 
eine Stimme. Beschlossen ist das Entgelt, für 
das mindestens drei Stimmen abgegeben wer- 
den. 

(5) Die von den Tarifkommissionen und den 
erweiterten Tarifkommissionen beschlossenen 
Beförderungsentgelte gelten als marktgerecht. 

§84f 

(1) Die Beschlüsse der Tarifkommission und 
der erweiterten Tarifkommission bedürfen der 
Genehmigung des Bundesministers für Verkehr. 
Er entscheidet im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 84d 

unverändert 


§ 84e 

unverändert 


§ 84 f 

(1) Die Beschlüsse der Tarifkommissionen 
und der erweiterten Tarifkommissionen bedür- 
fen der Genehmigung des Bundesministers für 
Verkehr. Er entscheidet im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 
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(2) Der Bundesminister für Verkehr soll, so- 
fern er nicht vorher entscheidet, gegenüber der 
Tarifkommission innerhalb von drei Wochen 
und gegenüber der erweiterten Tarifkommission 
innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des 
Beschlusses sich äußern und innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang des Beschlusses der 
Tarifkommission und innerhalb von einem Mo- 
nat nach Eingang des Beschlusses der erweiter- 
ten Tarifkommission über die Genehmigung ent- 
scheiden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
ohne Mitwirkung der Tarifkommissionen oder 
der erweiterten Tarifkommissionen Beförde- 
rungsentgelte durch Rechtsverordnung festset- 
zen, wenn Gründe des allgemeinen Wohls es 
erfordern oder wenn eine Tarifkommission oder 
eine erweiterte Tarifkommission ein Beförde- 
rungsentgelt nicht beschließt; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens des Bundesministers für 
Wirtschaft. 

(4) § 20 a Abs. 5 gilt entsprechend. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die von ihm nach diesen Vorschriften geneh- 
migten oder festgesetzten Tarife durch Rechts- 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. 
Er kann Rechtsverordnungen, die Beförderungs- 
entgelte und alle anderen zur Bestimmung des 
Beförderungsentgelts notwendigen Angaben 
enthalten, aufheben, wenn das allgemeine Wohl 
es erfordert; er bedarf hierzu des Einverneh- 
mens mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 


§84g 

Die Tarife können auch ohne Mitwirkung der 
Tarifkommission von der Landesregierung im 
Benehmen mit den Bundesministem für Verkehr 
und Wirtschaft festgesetzt und durch Rechts- 
verordnung erlassen werden, wenn sie nur für 
ein Land oder einen Teil des Landes Geltung 
haben sollen und der Bundesminister für Ver- 
kehr für dieses Gebiet nicht bereits einen Tarif 
erlassen hat; die Landesregierung kann ihre 
Befugnisse auf eine oberste Landesbehörde wei- 
ter übertragen." 


25. Der bisherige § 84 a wird § 84 h. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
ohne Mitwirkung der Tarifkommissionen oder 
der erweiterten Tarifkommissionen Beförde- 
rungsentgelte festsetzen, wenn Gründe des 
allgemeinen Wohls es erfordern oder wenn 
eine Tarifkommission oder eine erweiterte Tarif- 
kommission ein Beförderungsentgelt nicht be- 
schließt; er bedarf hierzu des Einvernehmens 
des Bundesministers für Wirtschaft. 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 84 g 

Die Tarife können auch ohne Mitwirkung der 
Tarifkommission von der Landesregierung im 
Benehmen mit den Bundesministern für Verkehr 
und Wirtschaft festgesetzt und durch Rechts- 
verordnung erlassen werden, wenn sie nur für 
ein Land oder einen Teil des Landes Geltung 
haben sollen und der Bundesminister für Ver- 
kehr für dieses Gebiet nicht bereits einen Tarif 
erlassen hat; die Landesregierung kann ihre 
Befugnisse durch Rechtsverordnung auf eine 
oberste Landesbehörde weiter übertragen." 


25. Der bisherige § 84 a wird § 84 h und erhält fol- 
^ gende Fassung: 


„§ 84 h 

§ 32 mit Ausnahme des Absatzes 2 zweiter 
Halbsatz und des Absatzes 3 Satz 2 erster Halb- 
satz findet entsprechende Anwendung." 
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25a. § 85 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Vorschriften des § 26 über das Ver- 
bot des Haftungsausschlusses und der Haftungs- 
beschränkung der Unternehmer sind entspre- 
chend anzuwenden, sofern Beförderungsbedin- 
gungen für den Güternahverkehr nach § 84 f 
Abs. 4 festgesetzt sind.“ 


25b. In § 87 wird das Zitat „§ 55 Abs. 1 bis 3“ ersetzt 
^ durch das Zitat „§ 55 Abs. 1 und 2“. 


25c. In § 89 wird der Satzteil „des § 81 für den Gü- 
^ ternah verkehr" ersetzt durch den Satzteil „des 
§ 81 Nr. 1 und 2 für den Güternahverkehr". 


25d. ln § 90 Abs. 1 wird das Zitat „§ 20 Abs. 2 zwei- 
^ ter Halbsatz" ersetzt durch das Zitat „§ 20 Abs. 2 
Satz 2 zweiter Halbsatz". 


25e. § 91 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Genehmigung wird nur erteilt, wenn 
die Voraussetzungen des § 81 erfüllt sind." 


25f. § 93 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Das Zitat „§ 13 Abs. 1" wird ersetzt durch 
das Zitat „§ 13“. 

b) Das Zitat „§ 8 Abs. 2" wird ersetzt durch das 
Zitat „§ 8 Abs. 3". 


25g. § 94 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 94 

Auf die Pflichten der am Beförderungsver- 
trag Beteiligten sind die Vorschriften der §§ 27, 
28 Abs. 1, §§ 30r 31 und 85 Abs. 1 über die Ver- 
sicherungspflicht des UnternehmerSr die Aus- 
fertigung vorgeschriebener Beförderungs- und 
Begleitpapierer die Verantwortlichkeit der Be- 
teiligten für die Richtigkeit und die Vollstän- 
digkeit aller Angaben und Erklärungen in den 
Beförderungspapieren sowie das Verbot des Haf- 
tungsausschlusses und der Haftungsbeschrän- 
kung anzuwenden. Die Vorschriften des § 84 h 
über die Vermittlung von Ladegut oder Lade- 
raum sind entsprechend anzu wenden." 


25h. § 97 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Auf den Güterliniennahverkehr der 
Deutschen Bundesbahn und anderer öffentlicher 
Eisenbahnen sind die Vorschriften der §§ 90 
bis 96 mit Ausnahme des § 91 Abs. 1 anzuwen- 
den." 
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26. In § 98 erhalten die Nummern 1 und 2 folgende 
Fassung: 


1. den Abschluß von Verträgen in Abweichung 
von den gemäß §§ 20, 20 a, 22, 84 f, 84 g und 
89 b verbindlichen Bedingungen, Tarifen und 
Entgelten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt oder 


2. eine höhere als die durch Rechtsverordnung 
nach § 32 Abs. 4 oder § 84 h in Verbindung 
mit § 32 Abs. 4 zugelassene Provision vom 
Unternehmer fordert oder annimmt oder als 
Unternehmer zahlt oder". 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

26. § 98 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Abschluß von Verträgen der in die- 
sem Gesetz genannten Art in Abwei- 
chung von den gemäß § 20 Abs. 2, 
§§ 20 a, 22, 84 f, 84 g und 89 b verbind- 
lichen Bedingungen, Tarifen und Ent- 
gelten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge absdiließt oder erfüllt 
oder". 


b) Nach Nummer 1 wird folgende neue Num- 
mer 2 eingefügt: 

„2, entgegen den Bestimmungen des § 22 a 
Abs. 1 Sonderabmachungen abschließt 
oder erfüllt oder". 


c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 
und erhält folgende Fassung: 

„3. eine unzulässige oder eine höhere als 
die durch Rechts Verordnung nach § 32 
Abs. 5 oder § 84 h in Verbindung mit 
§ 32 Abs. 5 zugelassene Provision vom 
Unternehmer fordert oder annimmt oder 
als Unternehmer zahlt oder". 

d) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 


26a. Nach § 98 wird folgender § 98 a eingefügt: 

♦ 


„§ 98 a 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
in seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Be- 
auftragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Stelle bekannt ge worden ist, 
unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu berei- 
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Ebenso wird bestraft, wer ein fremdes Geheim- 
nis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäfts- 
geheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletz- 
ten verfolgt." 
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27. § 99 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Güterfernverkehr oder Güterliniennah- 
verkehr ohne die erforderliche Genehmi- 
gung, Güternahverkehr ohne die erfor- 
derliche Erlaubnis oder unzulässigen 
Werkverkehr betreibt (§§ 8, 48, 49, 80, 
90 );" 

b) Als Nummer 2 wird eingefügt: 

„2. Güterfernverkehr oder Werkfernverkehr 
entgegen dem Verbot des § 3 a betreibt;" 

c) Die bisherigen Nummern 2, 3, 4, 5 und 6 
werden die Nummern 3, 4, 5, 6 und 7. 

d) In der neuen Nummer 6 wird das Zitat 
„55 Abs. 2" ersetzt durch das Zitat „55 Abs. 1 
und 2". 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

27. § 99 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


Buchstabe b entfällt 


Buchstabe c entfällt 


d) In Absatz 1 Nummer 5 wird das Zitat „§ 6 
Abs. 2 Satz 3 und 4“ ersetzt durch das Zitat 
„§ 6 Abs. 3 Satz 3 und 4", nach „der §§ 16", 
eingefügt „22 a Abs. 2, §§" und das Zitat 
„55 Abs. 2" ersetzt durch das Zitat „55 
Abs. 1 und 2". 

e) Absatz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Ladegut oder Laderaum entgegen den 
Vorschriften der §§32 oder 84 h vermit- 
telt oder sonst gegen Bestimmungen die- 
ser Paragraphen verstößt." 

f) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 3 kann mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark, die Ord- 
nungswidrigkeit nach Absatz 2 Nr. 2, 4, 5 
und 6 kann mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden." 


27a. Nach § 103 a wird folgender § 103 b eingefügt: 

♦ 

.,§ 103 b 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz 
und nach den auf diesem Gesetz beruhenden 
Rechtsvorschriften werden von demjenigen, der 
die Amtshandlung veranlaßt oder zu dessen 
Gunsten sie vorgenommen wird, Kosten (Ge- 
bühren und Auslagen) erhoben. Kostengläubi- 
ger ist der Rechtsträger, dessen Behörde die 
Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen auch 
der Rechtsträger, bei dessen Behörde die Aus- 
lagen entstanden sind. 

(2) Die gebührenpflichtigen Tatbestände im 
Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen kann der 
Bundesminister für Verkehr mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung näher 
bestimmen und dabei feste Gebührensätze oder 
Rahmensätze vorsehen. Die Gebührensätze sind 
so zu bemessen, daß zwischen der den Verwal- 


26 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4005 


Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

tungsaufwand berücksichtigenden Höhe der Ge- 
bühr einerseits und der Bedeutung, dem wirt- 
schaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen 
der Amtshandlung andererseits ein angemesse- 
nes Verhältnis besteht. Dieser Grundsatz gilt 
auch bei Festsetzung der Gebühr im Einzelfall, 
soweit für die Gebühren Rahmensätze festge- 
legt sind. Die Gebühren dürfen bei der Rück- 
nahme von Genehmigungen fünfhundert Deut- 
sche Mark, in allen übrigen Fällen dreihundert 
Deutsche Mark nicht überschreiten. 

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
können der Umfang der zu erstattenden Aus- 
lagen, eine Vorschußpflidit, die Fälligkeit und 
die Verjährung der Kostenansprüche, die Be- 
freiung von der Kostenpflicht, insbesondere für 
Unternehmen mit Betriebssitz im Ausland, so- 
weit die Gegenseitigkeit verbürgt ist, sowie das 
Erhebungsverfahren geregelt werden." 


27b. Nach § 106 wird folgender § 107 angefügt: 

♦ 


„§ 107 

Soweit im Rahmen einer kommunalen Neu- 
gliederung selbständige Gemeinden aufhören 
zu bestehen, weil sie in eine andere Gemeinde 
eingegliedert oder mit einer Gemeinde zu einer 
neuen Gemeinde zusammengeschlossen werden, 
wird die Landesregierung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung anzuordnen, daß die bis zu 
der Neugliederung bestehenden Gemeinden bis 
zu vier Jahren seit Wirksamwerden der Einglie- 
derung oder des Zusammenschlusses, längstens 
jedoch bis zur Bestimmung eines Ortsmittel- 
punktes für die neue Gemeinde, weiterhin als 
Gemeinden im Sinne dieses Gesetzes gelten. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung weiter übertragen." 


Artikel la 

Die Gültigkeitsdauer der nach § 8 des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes erteilten Genehmigungen wird bis 
zum 31. Dezember des in der Genehmigungsurkunde 
genannten Jahres verlängert. 


Artikel 2 Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S 1) auch im Land Berlin. 
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Artikel 2a 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigtr 
den Wortlaut des Güterkraftverkehrsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt unter Beseitigung von Unstimmig- 
keiten des Wortlauts neu bekanntzumachen. 


Artikel3 Artikels 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung, Artikel 1 Nr. 2 und Nr. 21 Buchstabe b jedoch düng in Kraft. 
erst am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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